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Die Europäische Gemeinschaft oder allgemeiner das "neue Europa" ist 1990/91
einer der Hauptdarsteller des politischen und sozialen Lebens in Italien gewesen.
Der Fall der kommunistischen Regimes in Osteuropa wurde von den politischen
und sozialen Kräften enthusiastisch begrüßt und hat die demokratische Umbil-
dung der PCI (Kommunistische Partei Italiens) beschleunigt. Die Regierung in
Rom übernahm vom 1. Juli bis zum 31. Dezember die EG-Präsidentschaft, wobei
sie mit wichtigen Herausforderungen wie beispielsweise dem Beginn zweier
Regierungskonferenzen und der Golf-Krise konfrontiert wurde. Die gemeinsamen
Aufgaben haben in Italien zu innenpolitischer Stabilität beigetragen — im Gegen-
satz zu den Zentrifugalkräften im Herzen der Fünfparteienkoalition — und haben
somit die Kontinuität der Exekutive vorerst bewahrt. Im März 1991 zwangen die
Differenzen zwischen den Parteien Giulio Andreotti zum Rücktritt: Nach einer
kurzen Krise gelang es dem christdemokratischen Premier, eine neue Regierung
zu bilden (Andreotti VII), aber die Aussicht auf die bevorstehende Wahl (für
spätestens Frühjahr 1992 vorgesehen) macht die innenpolitische Situation relativ
gespannt und verworren.

Die Entwicklung Mittel- und Osteuropas

Das "Ende des Kommunismus" in den osteuropäischen Ländern hat eine große
Erschütterung des politischen Systems Italiens verursacht, in Anbetracht einer
kommunistischen Partei, die seit 1948 ununterbrochen die stärkste Kraft der
Opposition darstellt und die noch 1987 27% der Stimmen bei der Wahl auf
nationaler Ebene erhalten hat. Bereits seit den 70er Jahren hat die PCI mit einer
langsamen Umwandlung im westlich-demokratischen Sinn begonnen (Akzeptanz
von NATO, EG, pluralistischer Demokratie und Marktwirtschaft). Die Ereignisse
von 1989/90 haben diesen Prozeß stark beschleunigt, der noch durch den Miß-
erfolg bei den Gemeindewahlen im Juni 1990 (24%) verstärkt wurde. Der Vor-
sitzende Sekretär Achille Occhetto hat eine weitreichende Debatte im Inneren
der Partei angeregt; neben einer vollständigen Neugestaltung der ideologischen
und programmatischen Identität umfaßt sie sogar die Änderung des Namens
(PCI) und des Parteisymbols (Hammer und Sichel). So hat sich im Verlauf eines
bewegten Kongresses im Januar 1991 die "alte" kommunistische Partei offiziell
aufgelöst, während eine neue politische Gruppierung entstand, die sich Partito
democratico della sinistra (PDS) nennt. Sie hat programmatische Ziele, die zum
Großteil an den Bestand der Europäischen Sozialdemokraten erinnern1. Occhetto
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hat bereits deutlich seine eigene Intention bekundet, der Sozialistischen Inter-
nationale und dementsprechend der sozialistischen Gruppe des Europäischen
Parlaments beizutreten: Zwei Vorhaben, die momentan dem Vorsitzenden der
Sozialistischen Partei Italiens (PSI), Bettino Craxi, sehr widerstreben. Jedoch
nicht alle Komponenten der alten PCI sind in die neue PDS eingeflossen: Eine
hartnäckige Minderheit der Partei, vom russischstämmigen Armando Cossutta
geleitet, hat es bevorzugt, dem Erbe des Marxismus-Leninismus treu zu bleiben,
und hat im Frühjahr 1991 eine zweite Post-PCI-Gruppierung gebildet, "Rifonda-
zione communista" genannt. Das Schicksal sowohl der PDS als auch der "Rifonda-
zione communista" bei den Wahlen bleibt im Augenblick noch ungewiß: Aufgrund
der Abspaltung Cossuttas ist es unwahrscheinlich, daß es der PDS gelingen wird,
bei den nächsten Wahlen den Erfolg der alten PCI beizubehalten. Dadurch
zeichnet sich — der französischen Erfahrung entsprechend — die Möglichkeit eines
"Überholmanövers" der PSI bei der Wahl ab. Inwieweit das alles zur Bildung einer
großen "Allianz der Linken" beitragen kann, die fähig ist, sich als legitime Alter-
native zur DC (Democrazia Cristiana) zu erweisen und somit das politische
System Italiens zu "deblockieren", muß sich erst noch erweisen.

Die deutsche Vereinigung hat trotz der rhetorischen Erklärungen und der dem
Anschein nach breiten Unterstützung nicht wenige Bedenken seitens der italieni-
schen Regierung hervorgerufen. Seit dem Fall der Berliner Mauer hat Andreotti
niemals seine eigenen Zweifel bezüglich der Modifizierung der "in Helsinki
bestätigten" Grenzen verschleiert, ebenso hat Außenminister de Michelis wie-
derholt darauf bestanden, daß der Einigungsprozeß auf die Dynamik der Integra-
tion der Gemeinschaft abgestimmt sein muß. Im Februar/März 1990 hat Italien
formell seine Irritation über die Zwei plus Vier-Konferenz bekundet — das römi-
sche Parlament hat mehrere Male eine Verlangsamung der Vereinigung empfoh-
len: Diese Empfehlung war besonders dringlich seitens der alten PCI, die nicht an
die Schnelligkeit glauben mochte, mit der die DDR — die einstige Blume im
Knopfloch des realen Sozialismus — mit dem Einverständnis Gorbatschows Bonn
und der NATO überlassen wurde . Auch in der öffentlichen Meinung hat die
deutsche Vereinigung zahlreiche Befürchtungen politischer und wirtschaftlicher
Natur ausgelöst. Einerseits entstand die Angst, die EG könne sich in ein "deut-
sches Commonwealth" verwandeln, in dessen Mitte der politische Rang Italiens
demzufolge grundlegend verringert würde . Andererseits hat das Szenarium einer
größeren und reicheren deutschen Wirtschaft begonnen, die Perspektiven der
italienischen Einflußnahme in Europa abzuschwächen. Des weiteren entstanden
erhebliche Besorgnisse über die Auswirkungen der Vereinigung auf die Geld- und
Währungspolitik Bonns und die Position der Bundesbank bei den Verhandlungen
über die europäische Währungsunion.

Italien und die Wirtschafts- und Währungsunion

Das Fortschreiten der "vertikalen Integration" (oder der Vertiefung) der Gemein-
schaft war — im Einklang mit der traditionellen pro-föderalistischen Ausrichtung
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der Regierungen von Rom — das vorrangige Ziel der italienischen EG-Präsident-
schaft. Die Vorbereitung der beiden Regierungskonferenzen hat daher einen
großen Teil des Einsatzes der italienischen Regierung in Anspruch genommen.
Die Vorbereitung kostete doppelte und feinfühlige Mühe: Einerseits zwischen den
häufig gegensätzlichen Positionen der Partner zu vermitteln und dabei von Zeit
zu Zeit die notwendigen Kompromisse auszuarbeiten, andererseits in der Zwi-
schenzeit die nationalen Interessen Italiens zu verteidigen.

Was die Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) betrifft, wurde die italieni-
sche Präsidentschaft mit zwei Schwierigkeiten konfrontiert: die starrköpfige
Opposition Margaret Thatchers gegenüber dem Delors-Plan; die Festlegung von
Zeit und Modalitäten des Übergangs von Phase I der WWU (am 1. Juli 1990
initiiert) zu den Phasen II und III. Beide Schwierigkeiten traten während des
informellen Treffens des Rates der Wirtschafts- und Finanzminister Anfang
September in Rom klar hervor: Bei dieser Gelegenheit bekräftigte Großbritannien
seine konträre Haltung zur Bewegung auf eine gemeinsame Währung hin, indem
es einmal mehr die Idee eines "harten ECU" als Parallelwährung vorschlug.
Zahlreiche Länder drückten ihre Bestürzung über das Vorhaben aus, ein genaues
Datum (beispielsweise den 1. Januar 1993, laut dem Vorschlag der Kommission)
für den Übergang von Phase I zu Phase II festzulegen, oder auch darüber, einem
Europäischen Zentralbanksystem im Übergang zur zweiten Phase effektive
monetäre Vollmachten zu verleihen. Diese Aussicht hat tatsächlich zu wachsen-
den Ängsten geführt: Es gibt zum einen die Bedenken einiger starker Länder (wie
Deutschland oder der Niederlande), die das Risiko befürchten, die Inflation oder
das Defizit anderer in ihr eigenes Haus zu "importieren"; zum anderen die Beden-
ken der schwächeren Länder (Griechenland, Portugal, zum Teil auch Spanien),
die besorgt über die Möglichkeit zwingender äußerer Verpflichtungen sind. Der
italienischen Präsidentschaft gelang es in wenigen Wochen, beide Schwierigkeiten
zu meistern, indem sie einen Kompromiß ausarbeitete, der anschließend vom
Europäischen Rat vom 27. und 28. Oktober besiegelt wurde .

Gleichgültig gegenüber den Angriffen der englischen Presse und den Spaltungs-
versuchen der britischen Delegation bei der Eröffnung der Arbeit des Rates
formulierte Andreotti einen aus folgenden Punkten bestehenden Antrag: 1)
Schaffung einer neuen gemeinschaftlichen Institution, die auf die Zentralbanken
der Mitgliedsländer gestützt ist und mit umfassender Verantwortung auf dem
Gebiet der Geldpolitik sowie weitreichender Autonomie ausgestattet wird; 2)
Entwicklung in Richtung eines Systems der festen Wechselkurse und Aussicht auf
eine einheitliche Währung (eines "starken und stabilen ECU"); 3) Beginn von
Phase II bis zum 1. Januar 1994, der eine Übergangsperiode vorausgeht, in der
die makro-ökonomische Konvergenz der Zwölf gesteigert und der Eintritt aller
Währungen der Mitgliedsländer ins Europäische Währungssystem (EWS) ver-
wirklicht werden soll. Dem Antrag stimmten elf Länder zu — die Regierung von
London bekundete insbesondere zum letzten Punkt ihre Distanzierung. Inzwi-
schen gibt es viele Stimmen, die die Auffassung unterstützen, die "römische"
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Hartnäckigkeit Margaret Thatchers sei ein fataler Fehler gewesen, der ihre
Ausweisung aus der Downing Street wenige Wochen später beschleunigt habe.

Der vom Europäischen Rat angenommene Antrag vom Oktober hat auch die
Differenzen bei der Ausgestaltung des Übergangs von Phase I zu Phase II über-
wunden. Auf Frankreich und Belgien gestützt, konnte die italienische Präsident-
schaft die anderen Länder dazu bewegen, der Festlegung einer präzisen Zeit-
spanne zuzustimmen, selbst wenn sie ein Jahr hinter dem ursprünglichen Vor-
schlag des Delors-Plans zurückliegt; im Ausgleich dazu unterstreicht der Antrag
jedoch die Notwendigkeit, vor allem auf dem Gebiet der staatlichen Defizite zu
einem guten Maß an präventiver Übereinstimmung zu gelangen; außerdem
wurden die eindringlichen Forderungen Deutschlands und der Niederlande nach
präzisen Garantien der Autonomie des zu gründenden Europäischen Zentralbank-
systems zugesagt.

Der Erfolg des ersten Gipfels von Rom hat den Weg zur Eröffnung der Regie-
rungskonferenz über die Wirtschafts- und Währungsunion geebnet, deren Arbeit
offiziell am 15. Dezember in Rom begann. Auch wenn die Umbesetzung in der
Downing Street ohne Zweifel dazu beigetragen hat, das Diskussionsklima zu
entspannen, wurde die weitgehende Übereinstimmung am Ende der Sitzung des
Europäischen Rates vom Oktober dennoch in den ersten Monaten des Jahres
1991 immer stärker ausgehöhlt. Im Februar schlug die Bundesbank vor, die
Schaffung eines Europäischen Zentralbanksystems von Phase II zu Phase III der
Wirtschafts- und Währungsunion zu verschieben, wobei sie unter anderem präzise
und stringente Erfordernisse aufstellte, um die Einleitung dieser letzten Phase zu
erreichen, vor allem bezüglich der Konvergenz auf den Gebieten der Preisstabili-
tät und der öffentlichen Defizite. Die Formel "zuerst die Konvergenz, dann die
Union" hat seitens der italienischen Währungsbehörden Alarm ausgelöst. Von
Beginn der Debatte um das EWS an hofften die Banca d'Italia und das Schatzmi-
nisterium, die Einleitung des EWS (und insbesondere die Verlegung der monetä-
ren Macht auf eine unabhängige Europäische Zentralbank in Phase II) als Mittel
"benutzen" zu können, um die innere Fiskalpolitik zu disziplinieren. Ein solches
Ziel kann jedoch nur mit der Formel "zuerst die Union, dann die Konvergenz"
realisiert werden: Die umgekehrte Formel oder jedes andere Modell einer Union
mit "variabler Geometrie", die allein auf die Länder beschränkt bliebe, die fähig
sind, Preise und Staatsbilanzen zu kontrollieren (A-Länder) birgt das Risiko, daß
Italien in der "Serie B" oder in einer Warteschleife bleibt, die sich als sehr lang-
fristig erweisen könnte, bedingt durch die nationale Unfähigkeit zur fiskalen
Selbstdisziplin. Die Debatte um das "Italien in Serie B" beherrschte das politische
und wirtschaftliche Leben im März und April 1991, besonders auch infolge der
Verschlimmerung der makro-ökonomischen Indikatoren. Im Mai hat die neue
Regierung eine Reihe von Maßnahmen verabschiedet, die dazu dienen sollen, die
Preise und das Defizit einzuschränken: Aber die Nähe einer wichtigen Wahl-
kampfrunde erlaubt keine optimistischen Zukunftsvorhersagen im Kampf um
Defizit und Inflation5. Wenn sich — was in diesem Punkt wahrscheinlich ist - die
deutsche Formel durchsetzt, daß die Konvergenz Vorrang vor der Union hat, wird
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Italien sich anstrengen müssen, um die "Serie A" zu erreichen und somit voll-
ständig an der WWU teilzunehmen.

Italien und die Politische Union

Im Juni 1989 bekundeten 88% der italienischen Wählerschaft in einer Volks-
abstimmung ihre Gunst für die Perspektive einer Europäischen Union6. In den
folgenden Monaten hat das Parlament in Rom wiederholt die Regierung aufgefor-
dert, alle nötigen Initiativen zur Erreichung dieses Vorhabens zu veranlassen.
Somit überrascht der Enthusiasmus nicht, mit dem der Palazzo Chigi in den
ersten Monaten des Jahres 1990 den Vorschlag begrüßt hat, eine zweite Regie-
rungskonferenz zur Politischen Union einzuberufen. Im Verlauf des zweiten
Halbjahres 1990 hat sich die italienische Präsidentschaft vor allem darum bemüht,
die Einstellungen aller am Projekt interessierten Seiten zu formulieren: nicht nur
der Regierungen der Mitgliedsländer, sondern auch der Kommission und vor
allem des Europäischen Parlaments, mit dem Italien in den letzten zehn Jahren
eine Art "heilige Allianz" geschlossen zu haben scheint.

Anläßlich einer Versammlung der Außenminister in Asolo Anfang Oktober
präsentierte die italienische Regierung ein erstes Dokument, in dem sie unter
anderem die Möglichkeit einer Fusion der Westeuropäischen Union (WEU) und
der EG in Aussicht stellte. Diese Idee stieß auf den Widerstand vieler Länder
und wurde somit — zumindest im Augenblick — zurückgestellt.

Aufgrund der Differenzen bei den unterschiedlichen Orientierungen über die
planmäßigen Inhalte der Politischen Union hielt Andreotti eine detaillierte
Diskussion über diesen Punkt im Verlauf des Europäischen Rates vom Oktober
nicht für angebracht. Er beschränkte sich deshalb darauf, eine generelle Beur-
teilung der von den Außenministern geleisteten Arbeit abzugeben. Im November
hat Rom die erste "Assisen-Versammlung" einer Delegation des EP und der
Delegationen der Parlamente der Mitgliedsländer ausgerichtet, an deren Ende die
Straßburger Abgeordneten lauthals ein Ko-Dezisionsverfahren forderten.
Andreotti hat diese Nachfrage sehr offenherzig unterstützt und den Europa-
Abgeordneten versprochen, daß Italien keinen neuen Vertrag unterschreiben
werde, der nicht die Zustimmung des Europäischen Parlaments habe. Außen-
minister de Michelis hat dennoch vor den Risiken eines zu ausgeprägten Maxima-
lismus gewarnt — und rief damit die Kritik zahlreicher Europa-Parlamentarier
sowie vieler seiner eigenen Kollegen hervor. Die Regierungskonferenz über die
Politische Union wurde am 15. Dezember ohne ein den Inhalt betreffendes
Mandat eröffnet: Die italienischen Anstrengungen, der Arbeit eine klare föderali-
stische Prägung zu geben, sind an den immer stärker werdenden intergouverne-
mentalen Tendenzen vieler Länder, allen voran Frankreich, gescheitert.

In den ersten Monaten des Jahres 1991 wurden die föderalistischen Neigungen
Italiens in bezug auf die Politische Union immer schwächer: Nicht aufgrund der
Abschwächung der "Berufung" Roms im Hinblick auf eine supranationale Ge-
meinschaft, sondern wegen einer Reihe von "taktischen" Überlegungen im Zu-
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sammenhang mit den notwendigen Verbindungen zwischen "Vertiefung" und
"Erweiterung". Die italienische Regierung besteht auf der Notwendigkeit, von
nun an zuerst den Beitritt der EFTA-Länder in die Gemeinschaft auf die Tages-
ordnung zu setzen und anschließend denjenigen der mittel- und osteuropäischen
Staaten. Mit einer zu übereilten Vertiefung riskiere man dagegen, den Beitritt für
neue Staaten zu schwierig zu machen: Besser wäre es also, mit kleinen Schritten
voranzugehen, man könne sich vielleicht (in Analogie zum Projekt der WWU)
verschiedene aufeinander aufbauende Phasen der politisch-institutionellen Ver-
tiefung überlegen, parallel zu einer Reihe von Verhandlungen über Neuauf-
nahmen (zunächst Osterreich, Schweden und Norwegen, dann ein erstes Kontin-
gent mittel- und osteuropäischer Länder usw.). Weit davon entfernt seine eigene
föderalistische Strategie aufzugeben, hat die Regierung von Rom kürzlich eine
"Modultaktik" ins Gespräch gebracht, die dazu dienen soll, die beiden Ziele einer
größeren vertikalen Integration sowie einer horizontalen Ausweitung der Gemein-
schaft kompatibel zu machen: Wären die verschiedenen "Module" realisiert,
könnte man etwa im Jahre 2010 die Vereinigten Staaten von Europa erreichen.

Die Golf-Krise

Nur wenige Wochen nach ihrem Debüt mußte die italienische Präsidentschaft die
Golf-Krise verwalten, die die Strukturen der Europäischen Politischen Zusam-
menarbeit (EPZ) auf eine harte Probe stellte. Bereits am Anfang der Krise
lieferte die gemeinsame Stellungnahme der EPZ — auch dank der Unterneh-
mungslust der vom italienischen Außenminister de Michelis geleiteten Troika —
einen überzeugenden Beweis des Zusammenhaltes, indem sie die Verurteilung
Iraks durch die UN und die beschlossenen Sanktionen unterstützte und ver-
stärkte. Als schließlich im Laufe der Zeit eine militärische Option nicht mehr nur
wahrscheinlich, sondern unausweichlich schien, wurde es sehr schwer für die
Präsidentschaft, den Einklang zwischen den Zwölf zu sichern. Im Herbst ergänzte
die italienische Regierung die diplomatischen Vermittlungsversuche durch eine
Taktik der "positiven Provokation", mit dem Ziel, die bestehenden Interessen der
verschiedenen Länder auch im Hinblick auf die Debatte über die Politische Union
sichtbar werden zu lassen. Aus diesem Blickwinkel heraus müssen die Vorschläge
von de Michelis zur Anbindung der WEU an die EG und derjenige Andreottis,
die Sitze Frankreichs und Großbritanniens innerhalb des UN-Sicherheitsrates
durch einen gemeinsamen, der EG zugeteilten Sitz zu ersetzen, betrachtet wer-
den. De Michelis versuchte außerdem, die Golf-Krise "auszunutzen", um die
Mittelmeerpolitik der Gemeinschaft nach den Ablenkungen durch Mittel- und
Osteuropa erneut ins Gespräch zu bringen: Daher machte Italien im Herbst den
Vorschlag, neben der KSZE eine zweite Konferenz zur Sicherheit und Zusam-
menarbeit im Mittelmeer (KSZM) zu organisieren, die fähig sein solle, die gesam-
te Region von Gibraltar bis zum Persischen Golf zu stabilisieren.

Die Golf-Krise und die Debatte über einen militärischen Gegenschlag haben
große Spannungen zwischen den politischen Kräften Italiens ausgelöst. Trotz der
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Prozesse der Säkularisierung und der ideologischen Depolarisierung der letzten
20 Jahre blühten im Herbst 1990 erneut die alten Gegenpositionen zwischen den
historischen Komponenten der politischen Kultur Italiens wieder auf: die kom-
munistische, die katholische und die weltliche Position. Die Kommunisten er-
griffen zuerst Partei gegen das Embargo und anschließend gegen den Krieg und
verurteilten dabei das Verhalten der italienischen Regierung sowie die (übrigens
sehr geringe) Teilnahme eines italienischen Kontingents an der "Operation
Wüstensturm": Der Hyperpazifismus von PCI/PDS warf einige Schatten auf die
Loyalität dieser Partei gegenüber dem Westen; dennoch hat sie in dieser Zeit sehr
große Schritte in Richtung Sozialdemokratie vollzogen. Von der Position des
Papstes beeinflußt, hat die christdemokratische Partei (und insbesondere ihre
Unterorganisationen) ihrerseits einen gewissen Hang zum Pazifismus bekundet:
Dies hat ohne Zweifel die Wahl Andreottis entscheidend beeinflußt und zu seiner
extremen "Vorsicht" innerhalb der anti-irakischen Koalition geführt. Lediglich die
weltlich-sozialistischen Kräfte, die in der Minderheit in Land und Regierung
bleiben, haben nachdrücklich die Linie der "Standhaftigkeit, unterstützt durch
militärische Bedrohung" verfolgt, indem sie ihre Bereitschaft für eine größeres
Engagement Italiens bei den kriegerischen Kräften bekundeten. Das Geschehen
zeigte unwiderruflich, daß die Konflikte zwischen den drei unterschiedlichen
politischen Kulturen Italiens noch nicht ganz beigelegt sind, sondern einen
bedeutenden Einfluß auf die Entscheidungen der Außenpolitik nehmen können:
eine Abhängigkeit, die einen Schatten auf die Hoffnung wirft, in der europäischen
und internationalen Szene eine größere Rolle zu spielen, die die Regierenden der
letzten Jahre in Rom erkennen ließen .

Außerhalb des gemeinschaftlichen Rahmens hat Italien im Laufe des Jahres
1990 seine eigene "pentagonale" Politik weiterentwickelt: Im August fand in
Venedig das erste Regierungsgipfeltreffen der Fünf (Italien, Österreich, Jugosla-
wien, CSFR, Ungarn) statt. Dort wurde eine breite Palette von Kooperations-
projekten auf den Gebieten des Transportwesens, der Umwelt, der Kommunika-
tion, der Energie und der klein- und mittelständischen Unternehmen verabschie-
det. Der italienische Versuch, die Pentagonale auch auf dem Gebiet der "high
politics" zu benutzen, zum Beispiel, um eine gemeinsame Lösung der Jugoslawien-
Krise zu suchen, scheint bisher noch nicht gelungen zu sein. Die Instabilität der
Balkan-Halbinsel löste bei der Regierung in Rom wachsende Besorgnis aus, auch
wegen der "materiellen" Begleiterscheinungen, die diese mit sich bringen könnte:
Im Frühjahr 1991 kamen Tausende von Albanern per Schiff nach Apulien auf der
Suche nach Beistand und Hilfe, womit sie enorme organisatorische und soziale
Probleme schufen.

In Richtung einer Zweiten Republik

Die Regierungskrise von März/April 1991 hat die Debatte um die sogenannten in-
stitutionellen Reformen in Italien erneut angeheizt: notwendige Verfassungs-
änderungen zur Steigerung der Stabilität sowie der Wirksamkeit und Effizienz der
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Exekutive. Die politischen Kräften präsentieren zwei alternative Projekte: Das
Projekt der "Präsidentialrepublik" (Direktwahl des Staatschefs und Ausweitung
seiner Macht) und das Projekt des "Mehrheitsparlamentarismus" (Direktwahl des
Ministerpräsidenten durch das Volk und Stärkung der Koalition, die im zweiten
Wahlgang die Mehrheit erhält). Das erste Projekt wird in erster Linie von PSI
und PLI (Liberale Partei Italiens) unterstützt, das zweite — in unterschiedlichen
Varianten — von DC und PDS. Der Unterschied zwischen den beiden Lagern ist
sehr groß und erscheint unter anderem vor dem Hintergrund der derzeitigen
Gesetzgebung ausweglos: Es ist nicht schwer vorauszusehen, daß die Schaffung
einer Zweiten Republik der komplizierteste und zugleich der wichtigste Knoten
ist, mit dem sich das nächste Parlament wird auseinandersetzen müssen.

Anmerkungen
Übersetzt aus dem Italienischen von Susanne
Henn, Universität Mainz.

1 Nicht ohne Polemik ist es Occhetto gelun-
gen, das Parteisymbol zu modifizieren: Die
Sichel und der Hammer wurden verkleinert
und eine grüne Eiche wurde hinzugefügt.

2 Vgl. die Parlamentsdebatten über die deut-
sche Frage, die in der Abgeordnetenkam-
mer 1990 vorgetragen wurden.

3 Diese These wurde heftig von E. Galli della
Loggia (1990) verfochten.

4 Vgl. die Schlußfolgerungen des Europäi-
schen Rates v. 27.-28.10.1990, abgedruckt
als Dok. Nr. 3 in diesem Band.

5 Die bevorstehenden politischen Wahlen
sind besonders relevant für das Gleichge-
wicht der italienischen Politik: Zum ersten
Mal werden die beiden neuen post-kom-

munistischen Gruppierungen daran teil-
nehmen. Außerdem ist eine signifikative
Bestätigung der neueren regionalen (lokali-
stischen) Gruppierungen, "Leghe" genannt,
absehbar, die gegen der hyper-bürokrati-
sierten Zentralismus protestieren und die
Schaffung einer föderalen Republik vor-
schlagen.

6 Vgl. Ferrera, Maurizio: Italien, in: Weiden-
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